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Berliner Gericht kippt Betätigungsverbot
für Palästina-Redner!

Das Berliner Verwaltungsgericht hat ein Betätigungsverbot
für einen Arzt als rechtswidrig erklärt, nachdem der
Palästina-Kongress 2023 in Berlin aufgelöst wurde.

Berlin, Deutschland - Im Fall des Palästina-Kongresses, der im
Jahr 2023 in Berlin stattfand, hat das Berliner
Verwaltungsgericht entschieden, dass das gegen den britisch-
palästinensischen Arzt Ghassan Abu-Sittah verhängte
Betätigungsverbot rechtswidrig war. Die Ausländerbehörde
hatte dem Mediziner die Teilnahme an dem Kongress und auch
die Möglichkeit zur Veröffentlichung dessen, was er dort hätte
sagen wollen, untersagt. Begründet wurde dieses Verbot mit der
vermeintlichen Gefahr, dass Abu-Sittah während seiner Rede die
Terrorattacke der Hamas auf Israel glorifizieren und die
Vernichtung Israels befürworten könnte, wie Deutschlandfunk
berichtet.

https://www.deutschlandfunk.de/auslaenderbehoerde-hat-teilnahme-eines-redners-an-palaestina-kongress-in-berlin-zu-unrecht-verhinder-100.html


Doch das Gericht wies diese Argumentation zurück. Es konnte
nicht nachvollziehen, warum von Abu-Sittahs Äußerungen eine
Gefährdung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung oder
der öffentlichen Sicherheit ausgehen sollte. Es stellte fest, dass
keine strafrechtlich relevanten Äußerungen oder Handlungen,
die eine Unterstützung für Terrororganisationen darstellen, als
Begründung herangezogen wurden. Das Betätigungsverbot
wurde daher als unverhältnismäßig eingestuft. Es ist
auszuschließen, dass Abu-Sittah, der im Oktober 2023 im
Gazastreifen Verletzte versorgte, auf dem Kongress zu
extremistischer Rhetorik gegriffen hätte, so das Gericht weiter.

Kritik am Vorgehen der Behörden

Der Palästina-Kongress, der die deutsche Regierung wegen
eines angeblichen „Völkermords“ im Gazastreifen kritisieren
wollte, wurde nach nur zwei Stunden durch die Polizei aufgelöst.
Der geplante Redner Abu-Sittah wurde am Flughafen von der
Bundespolizei bei seiner Einreise nach Deutschland abgewiesen.
Dies wirft Fragen hinsichtlich der Meinungsfreiheit in
Deutschland auf, die durch das Grundgesetz besonders
geschützt ist. Die Bundeszentrale für politische Bildung
hebt hervor, dass staatliche Eingriffe in die Meinungsfreiheit nur
zum Schutz von Rechtsgütern zulässig sind, nicht aber zur
Kontrolle von Gesinnungen.

Abu-Sittahs Anwalt betonte, dass sein Mandant die Hamas-
Anschläge vom 7. Oktober weder gebilligt noch gutgeheißen
habe. Er ist sich sicher, dass seine Kritik an den israelischen
Militäraktionen durch die Meinungsfreiheit gedeckt ist. Das
Gericht stellte konkret fest, dass die Ausländerbehörde auch die
Rolle Abu-Sittahs als Zeitzeuge der israelischen Luftangriffe im
Oktober und November 2023 berücksichtigen hätte müssen.

Gesellschaftlicher Kontext

Die debattierte Meinungsfreiheit in Deutschland ist eng
verbunden mit der Demokratie und dem politischen Diskurs. Der

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen/


Gesetzgeber ist gefordert, die Balance zwischen
Meinungsfreiheit und dem Schutz anderer Rechtsgüter zu
wahren. So wird deutlich, dass die Grenzen der Meinungsfreiheit
klar umrissen sind, jedoch immer der öffentliche Diskurs
gefördert werden sollte. Hier zeigt sich der Spannungsbogen,
wie in der Analyse von bpb angegeben: Politische Rede genießt
besonderen Schutz und ist grundlegend für die
Auseinandersetzung in einer demokratischen Gesellschaft.

Die Entscheidung des Gerichts könnte einen wichtigen
Präzedenzfall darstellen und schärft das Bewusstsein für die
Notwendigkeit, Meinungsäußerungen in einem demokratischen
Rahmen zu schützen, ohne dass übermäßige Eingriffe durch
staatliche Institutionen stattfinden. Es bleibt abzuwarten, wie
diese rechtlichen Entwicklungen die öffentliche Diskussion und
die politische Landschaft beeinflussen werden.
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